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Freiheit für alle revolutionären Gefangenen! 


Wir Angehörigen der politischen Gefangenen in der BRD haben 

uns am 12.1.92 getroffen und zum ersten Mal gemeinsam über 

die öffentliche Diskussion zur Freilassung einiger Gefangener 
aus RAF und Widerstand gesprochen. 

Wir sind bisher zu folgenden Ergebnissen gekommen. 

Seit Jahren gehen wir Angehörige und Freunde der politischen 
Gefangenen in die Öffentlichkeit und werden immer wieder da- 
für kriminalisiert, was jetzt unumwunden vom Staat selbst zuge- 
gebenwird: 

Es gibt seit 1970 politische Gefangene aus der RAF und dem 
Widerstand, die Sonderhaftbedingungen unterworfen sind. Es 
gibt Haftunfähige unter ihnen. 4 

Zu einigen von ihnen gibt es jetzt Überlegungen der Bundesre- 
gierung, sie freizulassen. In der Debatte wird jetzt wieder der 
Anschein des „Besonderen“ geschürt. Die Wahrheit ist: 

Bernd Rössner ist schon 17 Jahre im Gefängnis und seit Jahren 
haftunfähig. 

Claudia Wannersdorfer hat inzwischen sieben von acht Jahren 
Strafe hinter sich und ist ebenfalls seit langem haftunfähig. 

Günter Sonnenberg wurde vor 15 Jahren inhaftiert und ist von 
Anfang an prozeß- und haftunfähig gewesen. 


Es geht demnach nicht um „Großzügigkeit‘, sondern nach 
sämtlichen innerstaatlichen Rechtsgrundsätzen und internatio- 
nalen Menschenrechtsnormen müssen sie freigelassen werden 
bzw. hätten sie nie inhaftiert werden dürfen. 

Außerdem gibt es zwei weitere Haftunfähige: 

Isabel Jacob, die trotz schwerer Krankheit inhaftiert wurde, 


und Ali Jansen, der wegen seines schweren Asthmas haftunfähig 
ist. 


Natürlich würden wir uns darüber freuen, wenn die haftunfähi- 


gen Gefangenen freikommen und darüber hinaus weitere Gefan- 
gene, wie es jetzt ebenfalls öffentlich diskutiert wird — natürlich 
ohne ihre eigene Identität und Geschichte zu verraten. Irgend- 
eine Großzügigkeit des Staates können wir aber auch hierin nicht 
sehen. 


Sie sprechen auch nicht von allen politischen Gefangenen und 
von den Verschärfungen, wie wir sie derzeit erleben. 

Sie reden nicht von den Prozessen, die sie aufgrund von ge- 
kauften Kronzeugen-Aussagen gegen Sieglinde Hofmann, In- 
grid Jakobsmeier, Rolf-Clemens Wagner und Christian Klar 
vorhaben. Ingrid käme nächstes, Sieglinde in drei Jahren raus. 
Sie alle sollen auf immer und ewig hinter den Mauern ver- 
schwinden. 

Sie reden nicht davon, daß durch die damit verbundenen Ver- 
legungen einem großen Teil der Gefangenen die wenigen Mög- 
lichkeiten, zusammen zu sein, genommen werden. 

Sie reden nicht davon, daß die jahrelange Forderung der Ge- 
fangenen nach Zusammenlegung schon wieder kriminalisiert 
wird. Seit einigen Monaten laufen u.a. auch gegen einige von 
uns wegen unserer Zeitung, dem Angehörigen-Info, .Ermitt- 
lungsverfahren nach § 129a. 

Aber wirreden davon! 

Und davon, daß seit 20 Jahren gegen alle politischen Gefange- 
nen Isolation angewandt wird. Daß die Forderung nach Zusam- 
menlegung nie erfüllt wurde und daß deshalb inzwischen alle 
Gefangenen krank sind und ihre Gesundheit auf Dauer zerstört 
ist. 

Wenn der Staat also jetzt erwägt, einzelne Gefangene rauszu- 
lassen, sagen wir: Alle müssen raus. 

Sie müssen raus, und zwar jetzt und ohne Bedingungen. 

Die Angehörigen der politischen Gefangenen in der BRD 
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Bericht zur Knastdemo am 7. 12.91 in Bruchsal 
und zur Kritik der Gefangenen 


Trotz erheblicher Personen- und PKW-Kontrollen auf allen Zu- 
fahrtsstraßen nach Bruchsal und einiger Kritik und Auseinander- 
setzungen im Vorfeld der Demo kamen erfreulicherweise 
300—350 Personen aus verschiedenen Städten Süddeutschlands. 

Mit einstündiger Verspätung ging es mit einer Auftaktkundge- 
bung in der Bruchsaler Innenstadt los. In Beiträgen der Veran- 
stalter wurde noch einmal deutlich gemacht, wie die Initiative 
zur Demo entstand und worum es uns mit der Demo ging. Durch 
die Mobilisierung zu und um die Demo sollten möglichst viele 
Gruppen und Menschen angesprochen werden, sich inhaltlich an 
den Diskussionen zu beteiligen und so, aus ihren Schwerpunkten 
heraus, für eine Veränderung in den Knästen zu kämpfen. In 
einem Beitrag der Roten Hilfe Ka wurde auf neue Gesetze und 
Maßnahmen im Bereich der „Inneren Sicherheit‘ eingegangen, 
besonders auf die sogenannte „Koordinierungsgruppe Terroris- 
musbekämpfung KGT“. 

Dann zog die Demo, an der sich auch Menschen aus Italien und 
der Schweiz beteiligten, ein kurzes Stück durch die Bruchsaler 
Innenstadt zum Knast. Dort gab es erst mal viel Power durch die 
Mauer, Grüßen und Winken von draußen nach drinnen und 
drinnen nach draußen. 

Zwei Mütter der Gefangenen grüßten die Gefangenen im Na- 
men der Angehörigen. Dann wurde ein Brief von Joelle Aubron, 
Gefangene aus Action Directe, verlesen. Zwischen den Beiträ- 
gen gab es Parolen und Musik. Es gelang hier zum ersten Mal, 
auf den Krankenhausparkplatz zu kommen, der direkt gegenüber 
dem Knast liegt und so freie Sicht und gute Akkustik er- 
möglichte. 

Auf der zweiten Kundgebung an einer anderen Stelle des Kna- 
stes sprach zuerst ein Vertreter der Christeninitiative für politi- 
sche Diskussion mit den Gefangenen. Er erklärte, warum sie die 
Diskussion mit den Gefangenen wollen. Das Knastsystem wurde 
grundsätzlich als Herrschaftsmittel der Reichen gegen die Ar- 
men angegriffen. Sie fordern die Zusammenlegung nicht nur aus 
humanitären Gründen, sondern auch weil die Gefangenen mit all 
ihren Erfahrungen von Kampf und Unterdrückung für die Dis- 
kussion um Perspektiven revolutionären Widerstands gebraucht 
werden. 

Anschließend gab es Grüße und einen Beitrag von iranischen 
GenossInnen, die leider nicht selbst anwesend sein konnten, weil 
sie an einer Demo gegen Folter und Unterdrückung im Iran 
teilnahmen. 

Das Kurdistan-Komitee Ka übermittelte revolutionäre Grüße 
von der kurdischen Guerilla der PKK und von ehemaligen Ge- 
fangenen aus dem Militärgefängnis Diyabakir. Berichtet wurde 
über den erfolgreichen Widerstand der kurdischen Gefangenen 
und der Unterstützung von draußen gegen die Verlegungen in 
den Isolationsknast Eskisehir. Zum Schluß wurde ein Beitrag 
vom Irland-Solidaritätskomitee Ka gehalten. 

Insgesamt betrachten wir die Demo als einen Erfolg. Sowohl 
die relativ hohe TeilnehmerInnenzahl als auch die gute Stim- 
mung waren positive Aspekte der Demo. Dennoch gab es vor 
und nach der Demo auch berechtigte Kritik an Ausrichtung und 
Verlauf der Demo. Vor aliem gelang es offensichtlich nicht, die 
beabsichtigten Ansprüche gegenüber den Gefangenen rüberzu- 
bringen. So gab es auch von dieser Seite kritische Anmerkungen, 
die im folgenden dargestellt werden sollen. Gelingt es uns, mit 
der Kritik konstruktiv umzugehen, so könnte die Demo über 
ihren aktuellen Anlaß hinaus ein weiterer Beitrag zu einem ge- 
meinsamen Prozeß gegenseitigen Austauschs sein. 

Christian schreibt dazu: „bei der kundgebung ist der funke 
nicht recht übergesprungen. einerseits muß man dazu sagen, daß 
hier ein wirklich übermäßig sturer haufen sitzt. es ist eine extre- 
me gleichgültigkeit und vereinzelung ... dann gibt es auch wel- 
che, die freuen sich irgendwie darüber, daß leute von draußen 
das hier begrabensein aufbrechen, getrauen sich aber nicht, das 
zu zeigen. übrigens laufen aus genau diesem grund bei jeder 
kundgebung preusker plus unterlinge demonstrativ auf der mau- 
er unter den zellenfenstern längs, um den gefangenen zu sagen, 


fahnen, lärm und rufen aus den zellen raus werden zugeordnet. 

aber trotzdem muß man bei den ursachen auch an die beiträge 
von außerhalb der mauern denken. ich finde, es wird nicht mal 
versucht, sich auch in gefangene ‚reinzudenken‘ und solidarität 
auszudrücken für widerstandshandlungen, die anders als in der 
weise organisiert sind, wie es euch erstmal am vertrautesten ist. 
zwar werden dann auch die dachbesetzungen und andere revol- 
ten erwähnt, aber darin sind die inneren motivationen dieser re- 
volten kaum wirklich verstanden, und so bleibt es eher formal. 
im aufruf findet man z.b., daß widerstand leistende gefangene, 
die nicht aus politischen gruppen kommen, immer nur in bezug 
auf die organisierten politischen gesehen werden, also z.b.: sie 
kriegen druck, weil sie mit den organisierten politischen enger 
reden usw., als ganz eigene menschen, deren widerstand zual- 
lererst aus einer eigenen lebenshaltung, politisierung und zielen 
sich entwickelt und die die repression schon dafür trifft, werden 
sie nicht wahrgenommen ..“ Und Carlos schreibt dazu: „die 
reaktionen von unserer seite der mauer waren enttäuschend. aber 
ich kann es niemand verübeln: ‚haja, halt ne kundgebung für die 
te’s‘ — so wurde hier öfters geredet, und: ‚man merkt, daß die 
leute nicht wirklich in der scheiße stecken, sonst könnten sie sich 
den luxus wie irland-berichte nicht leisten. 

am krassesten fand ich die parole : für das leben und die freiheit 
der revolutionären gefangenen! ich kann es nicht glauben, daß 
euch die anderen egal sind und wie sie hier dahinvegetieren ... 
der beitrag von christian von den christen hat sich sehr positiv 
abgehoben, weil er einfach offen war, die gesamte erfahrung 
hier zu integrieren. der war wirklich sehr gut . . <“ 

Am ausführlichsten haben Thomas und Bernd dazu Stellung 
genommen, deshalb soll ihr Brief im folgenden ganz dokumen- 
tiert werden. Wie schon oben erwähnt, halten wir eine Fortset- 
zung der Diskussion für absolut notwendig und denken, daß das 
Angehörigen-Info ein Forum für eine derartige breite Diskussion 
sein sollte. 

Es ist auch geplant, eine Doku zur Demo zu erstellen mit Bei- 
trägen, Kritik, Fotos etc. Wer also noch etwas hat, schicke dies 
bitte an das Infobüro in Karlsruhe. 

Infobüro Karlsruhe, Zusammenlegungs-Ini Heidelberg 


Brief von Günter Sonnenberg 


bruchsal, 29. dezember 1991 
du, liebe — weiß gar nicht, ob du von der kundgebung gehört 
hast, die am 7.dezember in bruchsal und vor dem knast war. 
bzw. es war wohl eine demo mit anschließender kundgebung vor 
dem knast. 

es war gegen 14.30 uhr, als ich die ersten sprechchöre hören 
konnte ; bin dann sofort ans fenster hochgestiegen (geht hier erst, 
wenn wir uns auf den schrank stellen, denn die fenster beginnen 
erst in 2,5 meter höhe) und hab die ohren gespitzt. die sprechchö- 
re wurden immer lauter und verständlicher. als ich die ersten 
transparente sah, holte ich meine rote fahne raus (ein besenstiel 
mit einem roten t-shirt dran festgemacht) und schwang sie aus 
dem zellenfenster raus. ein paar meter weiter machte bernd 
(meyer, der hamburger bernd, der nach bruchsal zwangsverlegt 
wurde) das gleiche. eigentlich denke ich, daß die kundgeberin- 
nen und kundgeber uns gesehen haben, denn ein paar mal wurde 
uns richtig zugewunken. | 

ein paar mal hatte ich den eindruck, daß uns welche direkt — 
ohne megaphon — zugerufen haben; manche haben auch ge- 
wunken. es war schön und machte spaß, denn irgendwie war ein 
direkter draht hergestelit. wenn ich mich richtig erinnere, waren 
es drei beiträge, die auf unserer seite des knastes gehalten wur- 
den. einer war von einer mutter von den angehörigen, der andere 
war über bernd in straubing — und den dritten weiß ich nicht 
mehr genau. 

wir konnten die texte nicht immer verstehen, das hing immer 
mehr oder weniger von der windrichtung ab. 

außer bernd und mir hatten in den anderen fiügeln (gängen) 
noch mindestens vier andere zumindest eine fahne draußen. 
christian konnte das nicht machen, da er — außer gitter — noch 
ein fliegengitter am fenster hat. | 
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was allerdings schade war, war, daß sich nur wenige andere 
von dieser kundgebung angesprochen fühlten (mit ‚andere‘ mei- 
ne ich andere mitgefangene). klar, es waren diesmal mehr als bei 
den früheren kundgebungen — und nicht nur zuschauer und kon- 
sumenten, sondern auch welche, die sich selbst eine fahne mach- 


ten und sie schwangen, aber mir war es noch zu wenig. da ist viel 


mehr drin. 

teilweise, denke ich, lag es auch an den beiträgen, die gehalten 
wurden.. gerade in den tagen vor und nach der kundgebung war 
zb im knast gerade ein teilweiser knastarbeitsstreik bei der 
schriftsetzerei. es wäre gut — und ein direkter zusammenhang 
gewesen —, wenn darauf direkt eingegangen worden wäre. 
einer, der gerade ein paar tage vor der kundgebung herausge- 
kommen war, hätte das noch vermitteln können. 

und das ist eigentlich auch die bedingte kritik an den beiträ- 
gen: es wurde zu wenig bezug auf die konkrete situation genom- 
men. trotz fernseher (seit kurzem können sich die meisten gefan- 
genen fernsehgeräte kaufen, uns wurde das verboten) brodelt es 
im knast. es ist noch nicht so lange her, daß sich einer aufgehängt 
hat (in der taz mitte oktober, oder wars schon anfang oktober, 
weiß nicht mehr genau, war ein leserbrief darüber). jedenfalls, 
denke ich, wäre es möglich gewesen, einen direkteren zusam- 
menhang zur aktuellen situation herzustellen. 

bei einem der letzten besuche wurde mir gesagt, daß über die 
beiträge, die gehalten wurden, fast ein ganzes jahr diskutiert und 
verhandelt wurde. wenn das so ist, dann war das eher abschrek- 
kend als vorantreibend. eine solche kundgebung sollte auch im- 
mer etwas von spontaneität mit reinbringen; und das — meine 
ich — hat gefehlt. 

es war trotzdem gut — und ich denke auch, daß es besser war 
— sowohl von draußen in den knast als auch vom knast her nach 
draußen — als all die jahre davor. sowohl die reaktionen vom 
knast nach draußen als auch das ansprechen von draußen nach 
drinnen werden besser und direkter. 


das mal als kurze zusammenfassung, weil ich nicht weiß, ob du 
davon und darüber erfahren hast. 

was mir noch dazu einfällt, daß sich danach einige im knast 
richtig über den satz gefreut haben : ‚wir kommen wieder !‘ 

also einfach das gefühl, im knast nicht mehr alleingelassen zu 
sein. | 


der besuch am 16. 1., ab 13 uhr, ist genehmigt. 

was mich besonders interessiert, ist — u.a. — die situation bei 
den genossinnen und genossen in frankreich, also ob sich an dem 
kettenhungerstreik eine solidarität und unterstützung — dort — 
entwickelt, und wie es denen grundsätzlich geht. 

was mich auch interessiert, ist, ob sich zu 1992 (ist ja dann 
schon) eine auseinandersetzung und aufarbeitung von 500 Jah- 
ren verschiedener formen von kolonialisierung amerikas entwic- 
kelt. 

eine praktische auseinandersetzung, die sich vor allem auch 
durch eine materielle unterstützung cubas ausdrücken muß. es 
muß eine solidarität mit cuba ohne jede vorbehalte sein. das cu- 
‚ „banische volk muß seine notwendigen bedürfnisse ohne unter- 
werfung und zerstörung durch us-amerikanische imperialisti- 
sche außenpolitik bekommen. 

das muß auch die verantwortung des widerstands in der brd 
sein. 
S000, mir reichts. bis bald — ich freu mich schon 
ps: meinen antrag — deinen und vrenis besuch ohne trennschei- 
=- be machen zu können — hat preusker mit einem wort — nämlich 
mit. diesem — „abgelehnt“. gegen seine einwortverfügung legte 

- ich beschwerde ein. 


Brief von Thomas Brunner und Bernd Meyer 


Wir wollen jetzt was zu dem Aufruf schreiben im Zshg. mit der 
Kundgebung vor dem Knast in Bruchsal am 7. 12. 91. 

Wir hatten vor, dazu schon etwas vor der Kundgebung zu 
- schreiben. Es gibt verschiedene Gründe für uns, warum es nicht 
gemacht wurde. Einer davon ist, daß wir der Meinung sind, daß 
es letztlich nicht dazu geführt hätte, in einer so kurzen Zeit das 
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Politikverständnis jener, die die Aufrufe inhaltl. geschrieben 
haben, und jener, die sie vollinhaltlich vertreten, sich in der gan- 
zen Breite drin wiederfinden, zu erweitern. 

Wir wissen z. B. nicht, wie Ihr dazu kommt, daß wir erst ange- 
fangen hätten, uns zu „‚wehren‘“, und woher Ihr das ableitet, daß 
dies lediglich die Situation im Knast betrifft bzw. auf den Knast 
beschränkt ist. Für uns zeigt das, daß Ihr von uns so gut wie nix 
wißt! Wir empfinden es anmaßend, wie Ihr Euch über uns aus- 
drückt! $ 

Auch die Außerung von den drei rev. Gefangenen (Carlos, 
Christian und Günter) und den von Euch benannten „sozialen“ 
Gefangenen zeigt Euer Politikverständnis und inwieweit Ihr die 
anderen hier als Menschen und als Menschen im Widerstand 
achtet und begreift! 

Unsere ganzen Verlegungen nach den Revolten im letzten Jahr 
und die Repression haben sie auch nicht angewendet, weil wir 
Kontakt zu den Gefangenen aus der Raf haben, sondern wegen 
unseres Widerstandes und der Thematisierung der realen Zu- 
stände. Verlegungen oder andere Formen der Repression finden 
sich als einzelne Ausnahmen im Zshg. mit Kontakten zu Gefan- 
genen aus der Raf. 

Wenn Ihr schreibt, daß wir uns mit C., Gü., Chr. angefreun- 
det hätten und wir mit ihnen solidarisch sind, ist das u. E. ebenso 
einseitig und drückt nicht das wirkliche Verhältnis unter uns hier 
in Bruchsal aus! 

Ebenso wie Ihr hergeht und davon schreibt, daß es letztlich für 
C., Gü., Chr. ne Verschärfung darstellt, wenn z.B. Christian 
für einen neuen Termin /Prozeß nach Stammheim verlegt wird. 
Die anderen Gefangenen im Sonderhof und insbesondere wir 
beide, die jeden Tag mit den anderen zusammen sind, reden oder 
zusammen Sport machen, tauchen lediglich als Kulissengefan- 
gene auf, so wie Ihr das formuliert habt. Wir sind der Meinung, 
daß es für alle einen Verlust bedeutet, wenn einer von uns fehlt. 
Das merken wir schon daran, wenn’s in der Kälte noch weniger 
sind, die raus kommen. 

Gut. Jetzt habt Ihr was zur Revolte in Santa-Fu (HH) geschrie- 
ben und etwas zum HS 28. 5.—2.6.91, der an die Revolte erin- 
nern sollte. Damals, als der HS stattfand, wurde es von welchen 
von Euch abgelehnt, die HS-Erklärung im Angehörigen-Info 
abzudrucken mit der Begründung: ‚Wir bringen nur Beiträge 
von politischen Gefangenen“ Warum die Revolte in Santa-Fu 
stattfand, scheint Ihr nicht wirklich zu wissen. Es ging den Ge- 
fangenen dort primär darum durchzusetzen, daß die Knastsitua- 
tion, wie sie in Hamburg ist, bundesweit für alle Gefangenen 
gilt. Sie wollen nicht weiter alleine bessere Bedingungen haben! 

Auch die Forderung nach der Entlassung aller (anderen) Haft- 
unfähigen ist für uns oberflächlich zu verstehen. Denn wer das 
insbesondere hier sein soll, wißt Ihr nicht. Wir sind der Mei- 
nung, daß insbesondere zu Bruchsal schon viel geschrieben wur- 
de, und wer wirklich über die reale Situation hier Bescheid wis- 
sen will, kann und konnte es erfahren. Seit Jahren ist bekannt, 
was hier Gefangenen mit Psychopharmaka angetan wurde. Wel- 
che davon sind immer noch hier inhaftiert und heute noch abhän- 
gig. Thema war das nie für Euch, wenn es die von Euch genann- 
ten „sozialen“ Gefangenen betraf. 

Thomas Brunner, Bernd Meyer, 13. 12.91 







Spenden für Prozeßkosten 


Auf unseren Spendenaufruf für die hohen Prozeßkosten sind 
insgesamt 3000 DM eingegangen. 

Wir danken und grüßen alle/n unbekannten und bekannten 
Spendern und Spenderinnen, besonders den Leuten aus Reck- 
linghausen. 








Die Angehörigen 





Neue Postadresse der Angehörigen 


Die Angehörigen haben eine neue Postanschrift: Angehörige 
der politischen Gefangenen in der BRD, Postlagerkarte 
050205, 6230 Frankfurt/Main 80. 
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Redebeitrag von Christian aus der Gruppe 
der Christeninitiative für die Zusammenlegung 


Grüß Euch. Dieser Beitrag ist spontan entstanden und soll ein 
Anstoß zur Diskussion sein. — Wir wollen Euch Gefangene hier 
in Bruchsal besuchen, weil Ihr zu uns gehört — viel lieber wür- 
den wir Euch von hier mit nach Hause nehmen. 
< Doch wir stoßen auf Mauern, die uns voneinander trennen sol- 
len. Wir sollen Euch vergessen oder uns im Blick auf Eure Situa- 
tion einschüchtern lassen. Wir sollen Unrecht notwendig nennen 
und unsere Träume verleugnen. 

Ich heiße Christian, komme aus Berlin und gehöre zu einer In- 
itiative, die sich an der gesellschaftlichen Diskussion auch zu- 
sammen mit den Gefangenen beteiligen will. Ihr Gefangenen 
gehört zu uns, wir wollen keine Gesellschaft, in der Menschen 
beiseitegeschoben werden, ausgesondert werden, weil sie eine 
andere Hautfarbe haben, krank sind oder eine mit den Herr- 
schenden nicht konforme Meinung haben und für.ihre Ansichten 
kämpfen. Ihr fehlt uns; wir brauchen Euch für die gesellschaftli- 
che Diskussion und die Aktionen, die jetzt anstehen ; besonders 
jetzt, wo wir neu in Ausländerhaß, Kriege zwischen Nationalitä- 
ten, in ein Festungsdenken in Westeuropa, in einen triumphie- 
renden Kapitalismus hineingezogen werden. 

— Wir brauchen Euch mit Euren Erfahrungen von Gewalt, da- 
mit wir die Gewalt der Privilegierten, der Metropolen, der Ge- 
walt der wenigen gegen die Mehrheit besser durchschauen. 
— Wir brauchen Euch mit Euren Erfahrungen von Vereinze- 
lung, von Isolation, damit wir diesen Angriff auf jedes solidari- 
sche Leben, diese überall anzutreffende Vereinzelung — d.h. 
diese Voraussetzung, den Menschen besser auszubeuten, ihn 
auch zu Unmenschlichem zu benutzen — damit wir dies besser 
erkennen und versuchen aufzuheben. 
— Wir brauchen Euch mit Eurer Erfahrung der Rechtlosigkeit, 
der Zellenrazzien, der entwürdigenden Kontrollen, damit wir 
Situationen besser erkennen, wo das geschriebene Recht zur 
Waffe der Starken gegen die Schwachen wird, diese Rechtlosig- 
keit, diese Umdrehung des Rechtes, das ein Schutz der Schwa- 
chen sein soll; Eure Erfahrungen sind wichtig, damit wir besser 
die verdeckten Kontrollen, die Spitzel, die Intrigen und Ver- 
dächtigungen offenlegen können, auch untereinander mehr auf 
Vertrauen als auf Kontrolle setzen. 
— Wir brauchen Euch mit Euren Erfahrungen gesellschaftlicher 
Ausgrenzung, damit wir die Angst davor verlieren und uns in- 
tensiver darum bemühen, in welches Leben, in welchen Kampf, 
in welche Zusammenhänge, in welche Lebensformen wir inte- 
griert sein wollen und andere aufnehmen möchten. 
— Wir brauchen Euch mit Euren Erfahrungen mangeinder, ja 
verweigerter medizinischer Versorgung, damit wir nicht ruhig 
werden über die medizinische Auslese, die Privatpatienten für 
wichtiger hält als Kassenpatienten und die immer in Gefahr ist, 
Leben zu sortieren, in das „wichtigere‘‘, besser ausbeutbare, 
leistungsfähigere Leben und in das „unwichtigere‘‘, also z.B. 
das behinderte, unerwünschte oder das Leben im Armenviertel 
oder im Gefängnis. | 
— Wir brauchen Euch mit Eurer Erfahrung von Rassismus, von 
Hierarchien untereinander, von Beschimpfungen in der Presse 
- - -, Weil wir ohne die Erfahrungen nur halbe Menschen sind, 
die blind werden für die Realität und die die Emotionen, die 
Kraft aufdem Weg der Solidarität verlieren. 
— Wir brauchen Euch nicht als bessere Menschen, sondern als 
'gleichberechtigte, denn wir sind alle Opfer und Täter der Unge- 
rechtigkeit. Damit uns dieser Zustand nicht lähmt, deshalb brau- 
‘chen wir Euch und dürfen wir uns nicht teilen lassen in gutes und 
in zu verdrängendes Leben. | 

Die Reichen brauchen Gefängnisse, sie müssen ausgrenzen, 
drohen, bestrafen, damit sie reich bleiben und noch reicher wer- 
den können. 

Wir wollen diese Logik durchbrechen ! 

Die dem größeren Gewinn dienen, wollen:uns immer neu in 
den unnützen Konsum treiben, weil sonst das ganze System zu- 
sammenbrechen würde. Sie fördern das Denken, alles sei in 
Geld zu rechnen, und wünschen uns letztlich als Süchtige, deren 
Widerstände gebrochen sind, die sich einfügen, die nicht auffal- 
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len möchten. 

Wir wollen uns von diesen Lassohelden nicht einfangen las- 
sen, nicht kaufbar werden und unsere Stärke in der Eigenstän- 
digkeit und der Solidarität suchen! 

Die Mächtigen, die nicht von Menschlichkeit und dem Volk 
getragen sind, die sich nicht mehr mit ihren Reden und Handeln 
infragestellen lassen, ihre Macht nicht mehr als geliehen begrei- 
fen: sie müssen andere Menschen kriminalisieren. 

Wir erleben dies jetzt wieder beim Info der Angehörigen der 
politischen Gefangenen, weil sie weiter die Zusammenlegung 
der einzelnen und der in kleinen Gruppen isolierten Gefangenen 
fordern. Dieser Kriminalisierungsversuch mithilfe des $ 129a 
ist kriminell. Besonders angesichts der Nichtverfolgung vieler 
neofaschistischer Außerungen und Taten wird die bei der Bun- 
desanwaltschaft und ihren „Auftraggebern“ vereinigte krimi- 
nelle Energie sehr deutlich. = 

Unsere Initiative stellt sich deshalb hier in aller Öffentlichkeit 
nochmals deutlich hinter die Forderung der politischen Gefange- 
nen auf Zusammenlegung. Wir tun dies nicht nur aus humanitä- 
ren Gründen, sondern weil wir ein Eigeninteresse haben, weil 
wir die Diskussion unter den Gefangenen brauchen, damit sie 
sich an der gesellschaftlichen Diskussion beteiligen können, bei 
der ohne sie Wichtiges fehlt. Wir brauchen die Diskussion unter 
den Gefangenen, damit wir mit ihnen diskutieren und handeln 
können. Wir brauchen um ihre Identität kämpfende Gefangene. 
Wir sind angewiesen auf alle Menschen, die entschieden Nein 
sagen gegen jede Unterdrückung, Verachtung, Entwürdigung 
und die oft erst leise beginnen, ja sagen zu lernen zueinander und 
— wie ich als Christ sage — Ja sagen zum Geschenk des Lebens 
in meinen Mitmenschen, in meiner Schwester und meinem Bru- 
der und in mir selbst. 

Dort, wo ich mich davon abdrängen lasse, handele ich nicht 
mehr als Christ, als Mensch und bin wohl auch nicht mehr revo- 
lutionär. Deshalb stehe ich vor dieser Mauer, winke Euch ZU, 
hoffe, daß diese Mauer fällt wie die Berliner Mauer und daß wir 
uns dann aber die „Revolution“ nicht abkaufen lasen mit ein 


paar Glasperlen, Bananen oder Radioapparaten aus Billiglohn- 
ländern. 


Grüße an Dich, Christian (Klar), von Kippe und Sabine, die Dir 
von Plötzensee aus geschrieben haben und die gern heute hier 
wären. 


Beitrag von Ralf und Knud 
für die Veranstaltung am 9. 1. in Hamburg 


Wir wollen ein paar Zeilen an Euch schreiben, da wir jetzt leider 
nicht mit Euch sprechen können. 

Nach der Stellungnahme der Anwältin, der Anwälte und uns 
lautet die Anklage nun auf versuchten gefährlichen Eingriff in 
den Bahnverkehr und versuchten Mord. Ein technisches Gutach- 
ten einer Uni hat festgestellt, daß dem Zug auch technisch gese- 
hen nichts hätte passieren können. So sind wir für etwas im 
Knast, was wir nicht waren, menschlich und politisch niemals 
getan hätten, für etwas, wo nichts passiert ist und auch theore- 
tisch nichts hätte passieren können. — 

Von Anfang an hat die Justiz alles getan, um uns in Haft zu las- 
sen. Jedes Mal, wenn wir ihnen die Absurdität einer ihrer Phan- 
tasien aus der Hand geschlagen haben, haben sie etwas anderes 
gefunden. Jetzt sind sie so weit gegangen, daß sie etwas in unse- 
re Köpfe hineininterpretieren. Es fehlt ihnen die technische 
Grundlage für die Möglichkeit eines Zugunglücks; also sagen 
sie einfach, wir hätten das so im Kopf gewollt. Beweise oder gar 
ein Motiv geben sie nicht. Kann es auch gar nicht geben — es sei 
denn, sie erfinden eins. Ihre Begründung ist ihre Macht. 

Ob nun wir oder andere: Die Lügen der B., Justiz oder Verfas- 
sungsschutz werde immer dreister, immer offensichtlicher. Es 
ist dieselbe Art von "sen, mit denen sie seit dem Hungerstreik 
'89 alles zurückdrehen wollen, was für und mit den Gefangenen 
erkämpft wurde. Die gleichen dreisten Lügen, mit denen sie 
Holger Deilke verurteilt, mit denen sie die UnterstützerInnen 
der Flüchtlinge aus Neumünster diffamieren und mit denen sie 
der Flora vorgeworfen haben, sie sei gegen sozialen Wohnungs- 
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bau. : : 

Aber wir wollen jetzt nicht über ihren Dreck schreiben, son- 

dern über Euch und uns. Ein paar Gedanken zu Eurer Solidari- 
tät. 
. Das Ziel ist klar: Diesen Technokraten eine Schranke setzen, 
daß sie mit ihren Lügen nicht mehr alles machen können. Daß sie 
sehen, wir setzen ihnen zuviel entgegen, und sich nicht die näch- 
sten beiden mit der nächsten Schwachsinnsbehauptung greifen. 
Und für uns ganz klar, daß wir hier endlich rauskommen. 

Was bisher von Euch gelaufen ist, ist total viel und gut gewe- 
sen. Für uns hier drinnen macht da jede Aktion, die wir mitkrie- 
gen, immer wieder Mut und Zuversicht. Immer wieder das Ge- 
fühl, sie müssen erst an Eurem und unserem Widerstand vorbei, 
und das schaffen sie nicht. Wir sehen da nicht nur die Aktion 
selbst, sondern auch Euren Elan. | 

Wir können uns vorstellen, daß es Euch dabei bestimmt auch 
öfter so geht, wie uns selbst: manchmal einfach resignierend ob 
der ganzen Ignoranz, des toten Justizgefasels, eben der Arro- 
ganz der Macht. Aber jede noch so kleine Aktion hat doch ihre 
Wirkung. Eine Frau hat uns geschrieben, daß wir Zuversicht 
haben können, weil sie vom Elan der FlugblattverteilerInnen 
ganz angetan war. Eine 89jährige schickt uns ihre Solidarität, 
weil sie von ihrer Enkelin von uns gehört hat. All die Zeitungsar- 
tikel, die die Herrschenden gar nicht gerne lesen. Und auch die 
Kundgebungen, deren Wirkung wir hier drinnen ja genau mit- 
kriegen. Viele hier macht das total an zu sehen, was da an ehrli- 
cher und praktischer Solidarität rüberkommt. Daß es nicht so 
einfach hingenommen wird, Leute in den Knast zu stecken. Ich 
denke, wir und Ihr sind da so etwas wie die Möglichkeit zur Ver- 
änderung dieser Scheiß-Situation, einer Situation, die für jede/n 
beschissen ist, der/die im Knast ist. J a, es ist so: Ehrliche Praxis 


zieht an! Auch wenn sie durch Medien oft verzerrt wird, auch - 


wenn kaum hörbar ein Feedback kommt, weil es oft die Men- 
schen anspricht, die keine Stimme in der Gesellschaft haben. 

Uns fällt das Beispiel Hafenstraße ein. Da haben wir es °87 ge- 
schafft, uns durchzusetzen. Es gab da viele Aktionen, die jede 
für sich vielleicht verpufft wäre, in ihrer Gesamtheit aber dazu 
führte, daß wir uns letztendlich durchgesetzt haben. Da war 
ganz stark das Gucken darauf, was wir selbst schaffen. Und das 
hat viel Selbstvertrauen gebracht. 

Das alleinige Starren auf ihre Macht und Möglichkeiten 
schafft nur Resignation. Wir selbst sind ein ums andere Mal ein- 
fach ohnmächtig vor Wut. Besser wird’s immer, wenn wir guk- 
ken, daß wir zumindest das schaffen, was geht. 

Wir beide hier drinnen können uns ohnehin gar keinen Pessi- 
mismus leisten. So steht für uns neben der politischen Dimen- 
sion dieses Angriffs auf alle die Frage natürlich auch ganz sim- 
pel: Entweder wir kommen raus, oder wir kommen nicht raus. 

Es liegt an uns allen, die Arroganz der Macht, ihren Vernich- 
tungswillen anzugreifen. 

Gerade weil sie in den letzten Jahren so viele von uns nur auf- 
grund ihrer Haltung weggesperrt haben. 

Gerade auch weil sie wieder verstärkt anfangen, die Forde- 
rung nach Zusammenlegung zu kriminalisieren, die Forderung 
nach einem Stück Leben einsperren zu wollen. 

Wir wünschen Euch und uns für die Veranstaltung, die Demo, 
überhaupt für den Kampf um Selbstbestimmung Zuversicht, 
Kraft und auch Spaß. 

Ralf& Knud 


Bericht zur Demo in Itzehoe 


Am 11.1. gab es in Itzehoe eine Demonstration von 1500 Men- 
schen aus verschiedenen Städten Norddeutschlands für die 
„Freilassung von Knud Andresen und Ralf Gauger“. 

Nach der Demo durch die Innenstadt gab es abschließend eine 
Kundgebung vor dem Knast. Die beiden konnten die Kundge- 
bung aus der Gemeinschaftszelle mitbekommen, obwohl es vor- 
her hieß, diese Zelle sollte gerade während dieser Zeit renoviert 
werden. 

In einigen Zeitungen hieß es, die beiden sollten nicht mehr 
wegen „versuchtem Mord“ angeklagt werden, sondern nur 
noch wegen „‚versuchtem gefährlichen Eingriff in den Bahn- und 


Schienenverkehr“. Das ist falsch, die Anklage: ist in nichts zu- 
rückgenommen worden. | ES 


Aktuelles aus den Knästen 


Hamburg. Seit dem 2. 1. ist Holger Deilke frei! An diesem Tag 
verfügte das Oberlandesgericht Hamburg seine Haftverscho- 
nung. Im Oktober wurde Holger zu drei Jahren wegen „Mit- 
gliedschaft in einer terroristischen Vereinigung“ verurteilt und 
saß nun insgesamt über zwei Jahre in Untersuchungshaft. 
Nürnberg. Sven ist ebenfalls aus dem Knast raus. Am 30. 2. 
dem dritten Prozeßtag, wurde er wegen „versuchter Brandstif- 
tung“ und „Waffenbesitz‘ zu 20 Monaten ohne Bewährung ver- 
urteilt. Am Schluß der Vehandlung verkündete der Richter, daß 
der Haftbefehl gegen ihn aufgehoben ist. Ob Sven jetzt noch für 
die restlichen 10 Monate — die Hälfte ist bereits durch die Unter- 
suchungshaft abgegolten — wieder in den Knast zurück muß, ist 
noch unklar. Ä 
Bochum. /Essen. Norbert Hofmeier, Thomas Thoene und Bär- 
bel Perau sind jetzt in Strafhaft, d.h. Post an sie geht jetzt direkt 
an die Knastadresse. Für Norbert und Thomas ist das Krümmede 
3, 4630 Bochum, und für Bärbel (wie auch übrigens für Luitgard 
Hornstein) Krawehlstr. , 4300. Essen. 


Oberlandesgericht entschied, daß 
Gerry Hanratty ausgeliefert werden soll! 
Neues aus dem Iren-Prozeß 


Der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichts in München begründe- 
te letzten Monat die geplante Auslieferung auf 66 Seiten, von 
denen Gerry schreibt, daß es ein einziges „‚Weißwaschen‘ sei. 
Genaueres werden wir nachliefern, sobald wir mehr darüber 
wissen. Das OLG ließ aber eine Revision vor dem Bundesver- 
fassungsgericht in Karlsruhe zu, die Gerry auch wahrnehmen 
wird. Die Alternative wäre die Auslieferung ins Untersuchungs- 
gefängnis Cramlin Road in Belfast, wo die Zustände zur Zeit für 
die Gefangenen lebensbedrohend sind, da die Behörden dort iri- 
sche Republikaner und rechtsradikale Loyalisten „zusammen- 
gelegt“ haben. Gerry Hanratty schrieb dazu am 3, 12.91 : | 

„Okay, "tschuldigung, aber gerade höre ich in den Nachrich- 
ten die Neuigkeit von sieben Angriffe heute innerhalb des Crum- 
lin-Road-Gefängnisses in Belfast. Du hast von den zwei loyali- 
stischen Mitgliedern von Todesschwadronen gehört, die durch 
eine IRA-Bombe im Knast vor ’ner Woche oder so getötet wur- 
den. Nun, das war nach 18 Monaten voller physischer Angriffe 
von Loyalisten und loyalistischen Wärtern. Die Situation heute 
war wirklich verrückt, als der Besuchsraum eine Schlachtszene 
wurde, weil die loyalistischen Gefangenen einige Familienange- 
hörige von republikanischen Gefangenen angriffen. Es gibt be- 
stimmt mehr Tote, wenn die Brits die Gefangenen nicht in Grup- 
pen trennen. Ich denke, daß sie vielleicht das Untersuchungsge- 
fängnis schließen werden und alle Gefangenen in die H-Blocks 
schicken. Ich kann hier nicht alies erklären, aber es ist sehr 
ernst, und seit dem loyalistischen Angriff auf einen Minibus 
(siehe Angehörigen-Info Nr. 79) voller Kinder und Frauen, der 
zu den Knästen fuhr, ist die Situation eskaliert “ 

Währenddessen trugen sich einig äußerst merkwürdige Bege- 
benheiten im Prozeß gegen die beiden Gerrys vor dem 6. Straf- 
senat des Oberlandesgerichts Düsseldorf zu. Zum einen sei hier 
ein britischer Zeuge namens Gibson erwähnt, der angab, daß 
Gerry McGeough ihn im Gericht heimlich bedroht hätte und er 
sowieso schon seit langem um seine Sicherheit fürchte. Gerry 
McGeough betitelte ihn daraufhin als einen notorischen, kom- 


plexbeladenen Lügner, der sich gerne im Rampenlicht sehe, was 


dann zu einer gewissen Eskalation im Gericht führte und die bis 
dahin aufgekommene Langweile zerstörte. Später stellte sich 
heraus, daß dieser Mann eine Art Profi-Zeuge darstellt, der 
schon des öfteren durch erhaltene oder zunächst geforderte Zeu- 
gengelder sein Einkommen bestritt. Danach gab es im Novem- 
ber noch folgendes, über das Gerry McGeough am 12. 11.91 
schrieb“: „Danach gab es eine Reihe von Entwicklungen, die 
bei all jenen, die über den Mißbrauch der Gesetzesgewalt durch 
zynische und manipulierbare Bürokraten besorgt sind, zu ernste- 
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rer Besorgnis führen sollten. Zuerst, in bezug auf die Fortfüh- 
rung der falschen Mönchengladbach-Anklage-Saga (1), hatten 
wir einen Zeugen hier am 31. Oktober, der fast so schikaniert 
wurde, wie ich schikaniert worden bin. Dies war ein holländi- 
scher Automechaniker, der angeblich den Käufer des ‚Bomben- 
Autos‘ in seiner Garage im März ’87 gesehen hatte. Im Gericht 
schloß er mich als den Käufer aus (zu groß, zu jung usw.), und 
hierfür wurde er von der Staatsanwaltschaft stundenlang ohne 
Ende gehtzt. Sie behaupteten, daß er mich in einer von ihm im 
Oktober ’88 unterschriebenen Erklärung als den ‚Mann‘ identi- 
fiziert hätte (von einer Fotografie). Der Typ bestritt, jemals so 
etwas gesagt zu haben, und erst nach stundenlangem Theater 
tauchte schließlich (Gottseidank) die Wahrheit auf... praktisch 
durch schieren Zufall! In seiner ursprünglichen Erklärung aus 
' er Zeit hatte er gesagt (auf niederländisch), daß meine Foto- 
Wie ‚eine Ahnlichkeit mit dem Mann‘ hätte, aber daß er es 
ht wäre. Dies wurde jedenfalls zweckmäßigerweise ins Deut- 
> als ‚Das ist der Mann‘ mißübersetzt. Kannst Du dies glau- 

?! 

Die letzte Enthüllung kam unterdessen mit den US-Ausliefe- 
rungspapieren, die ich kürzlich aus Zweibrücken erhielt ... Un- 
ter diesen fanden wir einen Brief von Morre (2) ans OLG da, der 
vom 1. Juli datiert ist. Darin drängte er das Gericht, Druck auf 
die Yanks auszuüben, damit sie in Bewegung kommen, weil er 
‚nicht erwarte, daß es Verurteilungen wegen der Bombenankla- 
gen geben werde‘! Dies wurde fast einen Monat vor der Ent- 
scheidung des Senats vom 31.Juli über Duisburg (3) geschrie- 
ben. Nun, wenn die BAW keine Verurteilungen aufgrund dieser 
Anklagen erwartet, warum ist es dann so, daß wir immer noch 
im Prozeß in diesem Bunker Monate später sind?! Ist dies nicht 
eine klassische kafkaeske Situation — besonders wenn Du die 
Versuche der Anklage dazuzählst, durch das skandalöse Benut- 
zen der ‚schwedischen Papiere‘ (4) das Recht um politisches 
Asyl nachzufragen, zu kriminalisieren !? Ist es nicht an der Zeit, 
daß Bürgerrechts-/Menschenrechtsstimmen sich in Deutschland 
aufgrund dieser faktischen, offensichtlich grundlosen Verfol- 
gung irischer Bürger erheben ?'!“ 

(1) Im Februar 1989 war der Haftbefehl gegen Gerry McGeough um die Be- 
teiligung an einem Bombenanschlag auf das Hauptquartier der britischen 
Rheinarmee in Mönchengladbach im März 1987 erweitert worden. 

(2) Morré ist Bundesanwalt im Düsseldorfer Iren-Prozeß. 

(3) Anklage wegen Beteiligung an einem Sprengstoffanschlag gegen eine bri- 
tische Kaserne in Duisburg. 

(4) Gerry McGeough hatte, als er in Schweden lebte, dort offiziell Antrag auf 
Asyl gestellt. Diese „schwedischen Papiere“, d.h. die Asylantragsbegrün- 
dung, wurden entgegen allen internationalen Rechts im Düsseldorfer Prozeß 
als Beweismittel eingebracht (s. auch Angehörigen-Info Nr. 21). Zu diesen 
Asylpapieren stellte Gerry McGeough im Gericht am 6. 12.91 einen Antrag, 
den wir nachfolgend veröffentlichen. 


... Erklärung von Gerry McGeough 


In dem politischen Verfahren gegen GT. Hanratty und mich be- 
antrage ich folgendes: 

a) Der Antrag des Staatsanwalts Reichard vom 18. November 
über die Heranziehung von weiteren politischen Asylunterlagen 
als „„Beweis‘‘ soll nachdrücklich aufgehoben werden. 

b) Die vorausgegangene Senatsentscheidung vom 15. Novem- 
ber über die Genehmigung der gerichtlichen Zulassung des be- 


sagten politischen Materials, auf das ich mich bezogen habe, soll 
annulliert werden. 


Begründung: 
Da die fraglichen Unterlagen ausschließlich aus politischen 
Asylantragspapieren stammen und angesichts der aktuell laufen- 


= den Debatte zu diesem Thema in diesem Land müssen wir die 


Worte des deutschen Präsidenten Richard von Weizsäcker in Be- 
tracht ziehen, wenn er sagt, daß das ganze Konzept des politi- 
schen Asyls ‚‚unverletzbar“ sei. 

Deswegen ist selbst die Erwägung der Verwendung solcher 
Unterlagen außerhalb des Zusammenhangs von Sicherheit und 
des Schutzes vor politischer Verfolgung in sich unmoralisch, 
Prinzipienlos und würdelos. Jedoch ist die in der Tat opportuni- 
stische Einführung einer so sensiblen und diskreten Angelegen- 


heit als sogenannter Beweis in einem Prozeß nicht nur eine skan- 
dalöse Unverschämtheit, sondern sehr wahrscheinlich absolut 
illegal! 

Es liegt nicht im Befugnis der Bundesanwaltschaft, in diesem 
Prozeß Gesetze zu erlassen, die das Potential beinhalten, sich 
ernsthaft und in negativer Weise auf das Leben, die Freiheit und 
das Wohlergehen tausender politischer Flüchtlinge in ganz Eu- 
ropa auszuwirken, die sich als Resultat der kurzsichtigen, rück- 
sichtslosen Taktiken der Herren Morr& und Reichard nun einem 
beträchtlichen potentiellen Risiko (durch genau die Peiniger, 
vor denen sie zu fliehen suchten) ausgesetzt sehen könnten. So 
stellt sich die schiere Tiefe und der Horizont des moralischen 
Morastes dar, in den uns diese verantwortungslosen Gentlemen 
gestürzt haben, so daß wir gezwungen sind, tatsächlich ist es als 
Advokaten der Gerechtigkeit und Demokratie unsere Pflicht, je- 
den dieser Sache innewohnenden möglichen Faktor detailliert zu 
untersuchen. Deshalb müssen, bevor in dieser Sache irgendwel- 
che weiteren Schritte unternommen werden, die Ansichten und 
Meinungen von Sachverständigen der UN-Kommission für 
Flüchtlingsrechte und von der Europäischen Sektion von Amne- 
sty International in London angehört werden. Schließlich steht 
hier ein breiteres öffentliches Interesse auf dem Spiel. 

Da diese politischen Asylantragspapiere außerdem aus einem 
anderen juristischen Zuständigkeitsbereich als dem, in dem wir 
diesen Prozeß führen (nämlich Schweden), stammen, muß die 
Frage der rechtlichen Zulässigkeit dieses Materials in Betracht 
gezogen werden. Ich weiß aus zuverlässiger Quelle, daß es bei 
mehreren Rechts- und Menschenrechtsgruppen in Schweden 
über diesen speziellen Fall großes Unbehagen gibt. Und es gibt 
solche, die behaupten, daß die schwedischen Behörden das Ma- 


. terial unter Druck aus ihren Archiven freigegeben haben. Diese 


Behauptung wird dadurch bekräftigt, daß damit die Schweden 
von ihren eigenen Bestimmungen abweichen mußten, die klar 
besagen, daß die Angelegenheiten, die sich auf einen politischen 
Asylantrag beziehen, vertraulich behandelt werden und der Ge- 
heimhaltung von einer Dauer von bis zu 50 Jahren unterliegen 
sollen. Diese Politik bestimmt auch, daß Sachen dieser Art nicht 
zum Nachteil eines/einer individuellen AntragstellerIn benutzt 
werden dürfen! 

Ganz offensichtlich sind diese strengen Bestimmungen in die- 
sem bestimmten Fall nicht nur nicht eingehalten worden, son- 
dern wurden in finsterster Weise ernsthaft unterminiert, wäh- 
rend eine Reihe gesichtsloser Bürokraten die Verantwortung 
weiter abgeschoben hat, was dazu gedient hat, die Sache weiter 
zu verfälschen. 

Da wir es hier mit einer so grundlegenden Menschenrechts- 
verletzung zu tun haben, kann es keinen Raum für Doppeldeutig- 
keiten geben. Solange es keine klare Entscheidung des schwedi- 
schen konstitutionellen Obersten Gerichtshofes gibt, die erklärt, 
daß es rechtlich für die schwedischen Behörden akzeptabel ist, 
politische Asylantragspapiere als Beweis gegen den ursprüngli- 
chen Antragsteller in Gerichten außerhalb der schwedischen Ge- 
richtsbarkeit zu übergeben und bei denen es um Anklagen geht, 
die absolut nichts mit den Inhalten der Antragspapiere zu tun ha- 
ben, muß jede Verurteilung, die von der Bundesanwaltschaft er- 
reicht wird und sich ganz oder zum Teil auf politische Asylpa- 
piere als Beweis stützt, für null und nichtig erklärt werden! Hier- 
mit fordere ich eine schriftliche Entscheidung des schwedischen 
konstitutionelien Obersten Gerichtshofes über die Billigung der 
Verwendung politischer Asylpapiere als Beweismittel in dem 
Zusammenhang, auf den ich mich gerade bezogen habe. 

In der Zwischenzeit verweise ich bezüglich des Antrags von 
Staatsanwalt Reichard auf den daraus folgenden Gegenantrag 
meiner Anwältin, in dem sie auf die Tatsache hinwies, daß die 
fraglichen getippten Unterlagen weder von mir unterzeichnet 
wurden noch angenommen werden kann, daß sie in meiner Ge- 
genwart oder von einem Mitglied der schwedischen Behörde ge- 
schrieben wurden. Sie sind somit ungefähr so nützlich und rele- 
vant wie Artikel in der Revolverblatt-Presse! Wird die Bundes- 
anwaltschaft in ihrer Verzweiflung als nächstes auf so etwas zu- 
rückgreifen ?! 

Ich behaupte jedoch, daß die Bundesanwaltschaft nicht aus ir- 
gendeinem hohen Gerechtigkeitsgefühl heraus handelt, wenn sie 
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mit dem Konzept des politischen Asyls Spott betreibt, sondern 
aus einem infantilen und vielleicht sadistischen Wunsch heraus, 
die Verteidigung zu verärgern und zu provozieren, die zusam- 
men mit dem deutschen Präsidenten von Weizsäcker den ganzen 
Prozeß des politischen Asyls zufällig als unverletzliches Recht 
ansieht und nicht als eines, das auf irgendeiner seiner Ebenen 
verzerrt werden darf. 

Schließlich möchte ich damit enden zu bemerken, daß eine 
Person, die zum Beispiel in Schweden politisches Asyl bean- 
tragt, dies in dem Wissen tut, daß die Unterlagen mit äußerster 
Vertraulichkeit von — und nur von — den jeweiligen Behörden 
in dem Gastland behandelt werden, die den Fall einzig im Kon- 
text des politischen Asylantrags untersuchen. 

Es versteht sich, daß besagte Unterlagen aus keinem Grund 

anderen einheimischen oder ausländischen Behörden zur Verfü- 
gung gestellt werden dürfen. Folglich können die darin enthalte- 
nen Informationen (oder Fehlinformationen je nach Fall) in kei- 
nem rechtlichen Sinne als selbstbelastend angesehen werden — 
schließlich müssen Flüchtlinge, um politisches Asyl zu beantra- 
gen, Gründe hierfür angeben, damit ihr Fall berücksichtigt wird. 
Wie sonst könnte das System funktionieren? 
Wenn jedoch das Undenkbare passiert und solche Unterlagen 
unangemessen — Jahre später — als Beweis in einem ausländi- 
schen Gericht benutzt werden (,Beweise‘“‘, die absolut nichts 
mit den eingereichten Anklagen zu tun haben), dann belastet 
der/die AntragstellerIn sich automatisch und unwissentlich 
selbst. 

Wie ich bei der Eröffnung dieses Prozesses völlig klar ge- 
macht habe, wünsche ich keine formale Erklärung zu meinem 
persönlichen Hintergrund oder ein sogenanntes Curriculum vi- 
tae abzugeben, wie dies mein Recht ist. Indem eine politische 
Asylakte verwendet wird, die angeblich die meine sein soll, ist 
es logisch zu schlußfolgern, daß ich gegen meinen Willen dazu 
gezwungen werde, mich selbst zu belasten. Dies sowie alles an- 
dere, was die ganze schmutzige Geschichte der Kriminalisie- 
rung dieser politischen Asylakten anbelangt, ist eine Karikatur 
der Gerechtigkeit. 

Ich beantrage daher, daß meinen Forderungen a) und b) statt- 
gegeben wird und sie sofort umgesetzt werden. 

Is mise le mease 
(Mitschrift vom 6. Dezember 1991 im Prozeß gegen Gerry Han- 
ratty und Gerry McGeough im Prozeßbunker Düsseldorf) 


Die Bundesanwaltschaft tritt dem Antrag entgegen. 

(Anmerkung: Vertreter der Anklage sind Bundesanwalt Morre 
und Staatsanwalt Reichard. Daher ist von „Staatsanwalt“ und 
„Bundesanwalt‘‘ die Rede. Die Bundesanwaltschaft ist in dem 
Verfahren die Anklagebehörde.) 


Neuigkeiten zu Mumia Abu-Jamal 
und Dhoruba Bin Wahad. 


Mumia Abu-Jamal: 

Die Kampagne zu Mumia konzentriert sich im Moment vor al- 
lem darauf, das notwendige Geld für einen neuen Rechtsanwalt 
und für ein Wiederaufnahmeverfahren zu sammeln. Der An- 
walt, der sich dafür bereiterklärt hat, ist Len Weinglass. Len 
Weinglass hat u.a. Angela Davis verteidigt und mehrere Todes- 
strafenprozesse gewonnen. Weinglass geht davon aus, daß alle 
Schritte im Wiederaufnahmeverfahren zwei bis drei Jahre dau- 
ern werden. Hierfür werden insgesamt $ 150000 benötigt, wo- 
bei die ersten $50000 bis Ende Januar 1992 zusammengekom- 
men sein müssen. Momentan sind auf dem Rechtshilfekonto für 
Mumia zusammen mit den Solispenden aus der BRD etwas mehr 
als zwei Drittel der erforderlichen $50000 eingetroffen. Mumia 
und MOVE möchten sich auch noch einmal ausdrücklich bei al- 
len GenossInnen für ihre Solidarität und die Spenden aus der 
BRD bedanken. 

In Philadelphia hat sich auf Initiative von MOVE das Unter- 
stützerInnenkomitee „Concerned Family and Friends of Mumia 
Abu-Jamal“ gegründet. Mitglieder in dem Komitee sind u..a. 
community-AktivistInnen, KirchenvertreterInnen, Anwältln- 
nen, JournalistInnen und Freundinnen von Mumia aus Philadel- 


phia. Das Komitee hat im Dezember ein eintägiges Symposium 
mit ca. 400 TeilnehmerInnen und einem anschließenden Soli- 
konzert veranstaltet. Das Ziel des Komitees ist zum einen Mu- 
mias Freilassung und zum anderen die Abschaffung der Todes- 
strafe in Philadelphia. Außerdem gibt es jetzt bei einer Radiosta- 
tion in Philadelphia eine wöchentliche Sendung über die Kam- 
pagne zu Mumia, die „Free Mumia Abu-Jamal Hour“ Außer- 
dem hat das Quixote Center damit begonnen, Delegationen aus 
verschiedenen Städten und unterschiedlichen Gruppen aus Phi- 
ladelphia zu organisieren, die dem Gouverneur von Pennsylva- 
nia regelmäßig Besuche abstatten werden, um Druck auf ihn aus- 
zuüben, Mumia freizulassen und die Todesstrafe in Pennsylva- 
nia abzuschaffen. AnwältInnen befürchten momentan, daß es in 
Pennsylvania im Januar die erste Hinrichtung nach 30 Jahren 
geben wird, weil der Gouverneur den Hinrichtungsbefehl für 
einen weißen Gefangenen unterzeichnet hat, der sich offensicht- 
lich nicht mehr auf juristischem Weg gegen die Vollstreckung 
des Todesurteils wehren will. Damit würde dann die Maschine- 
rie des Todes in Pennsylvania in Gang gesetzt werden ... Eine 
weitere negative Entwicklung besteht darin, daß der oberste 
Staatsanwalt von Philadelphia, Rendell, der sämtliche Verfah- 
ren gegen MOVE und die Ermittlungen gegen Mumia geleitet 
hat, seit Dezember 1991 neuer Bürgermeister von Philadelphia 
ist. 

Mumia Abu-Jamal, AM-8335, Drawer R. Huntingdon, PA 
16652, 

Spendenkonto: Sonderkonto „Mumia Abu-Jamal“, Bank für 
Gemeinwirtschaft Bremen, Konto-Nr. 100587 7601, BLZ 
290 101 11. 


Dhoruba Bin Wahad : 

Am 19. Dezember 1991 hat das New York Appeals Court, das 
höchste Gericht im Bundesstaat New York, einem Antrag der 
Staatsanwaltschaft stattgegeben und das ursprüngliche Urteil 
gegen Dhoruba — lebenslänglich — wieder rechtskräftig ge- 
macht. | 

Am 20. März 1990 war Dhoruba nach fast 20 Jahren von 
einem Richter aus der Haft entlassen worden, der entschied, daß 
die Staatsanwaltschaft im ursprünglichen Prozeß gegen Dhoruba 
Beweise und entlastende Aussagen zu seinen Gunsten unter- 
schlagen hatte. Der Richter ordnete deshalb Dhorubas Freilas- 
sung sowie einen neuen Prozeß an. Die Staatsanwaltschaft legte 
gegen diese Entscheidung Berufung ein. Das New York Appeals 
Court entschied jetzt, daß die Tatsache, daß die entlastenden 
Beweise von der Staatsanwaltschaft bewußt unterdrückt wur- 
den, kein Grund für einen neuen Prozeß und für Dhorubas Frei- 
lassung seien. (Damit hat das Oberste Gericht im Bundesstaat 
New York gleichzeitig bis dahin geltendes Recht im Bundesstaat 
zum Nachteil aller Gefangenen verändert.) 

Die Entscheidung des Gerichts bedeutet, daß die Staatsanwalt- 
schaft jetzt freie Hand hat und jederzeit einen Haftbefehl für 
Dhoruba ausstellen kann, so daß er ohne die Möglichkeit zu 
einem neuen Prozeß wieder in den Knast kommen würde. 

Die Kampagne „Campaign to Free Black Political Prisoners 
in the United States‘ hat jetzt eine Unterschriftenaktion mit der 
Forderung, daß Dhoruba draußen bleiben muß, begonnen. Die- 
se Unterschriftenaktion soll demnächst auch in der BRD begin- 
nen. 

Weitere aktuelle Informationen zu politischen Gefangenen in den 
USA folgen im nächsten Info. 


Baskenland : Wider die Lügen | 
eines gespaltenen Gefangenenkoliektivs 


Ein weiteres Mal haben mehr als 10000 Menschen Hunderte von 
Kilometern und rigorose polizeiliche Kontrollen in Kauf genom- 
men, um unweit vom symbolträchtigen Superknast Herrera de la 
Mancha zwischen Madrid und Cordoba ihre Solidarität mit den 
baskischen politischen Gefangenen zu bekunden. Die spani- 
schen Sicherheitskräfte versuchten die Kolonnen von Autocars, 
welche sich am 27. Dezember von den meisten Städten und Dör- 
fern des Baskenlandes in Bewegung setzten, gàr nicht erst aus 
Euskadi rauskommen zu lassen. 30 von knapp 200 Autobussen 


Seite 8 


kamen gar nie in Herrera an, alle anderen mit starker Verspä- 
tung. 

15 Stunden und mehr reisten die TeilnehmerInnen dieser all- 
jährlichen Demonstration in Herrera de la Mancha, um die etwa 
650 Kilometer zurückzulegen. Eine Kette von Kontrollen, die 
von schwerbewaffneten Guardia Civiles und Nationalpolizisten 
durchgeführt wurde, ließ die Autobusse gar nicht erst in Fahrt 
kommen. Manche Autobusse benötigten alleine für die 150 Kilo- 
meter bis zur Grenze des Baskenlandes mehr als sechs Stunden. 
Mehrere Personen wurden von der Guardia Civil aus den Bussen 
heraus verhaftet, unter anderem wegen „Störung der öffentli- 
chen Ordnung‘“. 

In der Einöde etwa fünf Kilometer vom nach deutschem Vor- 
bild gebauten Superknast stoppten einigen hundert Sicherheits- 
"räfte die Carkolonne endgültig. Seit 1986, als die Demonstra- 

on noch bis zum Knast vordringen konnte, wurde die Demon- 

ration immer in diesem Niemandsland ohne Besiedlung abge- 
iten. Als gegen Mittag eine Mehrheit der abgereisten Autocars 
‚kommen war, begann auf einer Bühne die Kundgebung, un- 
termalt durch kulturelle und folkloristische Beiträge. Während 
der ganzen Kundgebung wurde diese immer wieder von zwei 
tieffliegenden Polizeihelikoptern überflogen, während ver- 
mummte und in Krawalluniform gekleidete Polizisten mit Un- 
terstützung von zwei Panzern die Straße in Richtung Knast ver- 
sperrten, 

Die Verlesung von Communiqués zur Unterstützung dieser 
Mobilisierung, des baskischen Volkes und der Solidarität mit 
den politischen Gefangenen, ihren Familien und Freunden von 
seiten der Solidaritätskomitees im spanischen Staat, machte den 
Anfang der etwa zwei Stunden dauernden Kundgebung. Eben- 
falls intervenierte ein Vertreter der EUSKADI KOORDINA- 
TION im Namen der Gruppen und Komitees in Deutschland, 
Osterreich und der Schweiz sowie ein Vertreter des Komitees 
von Rom. Telegramme von den „irischen republikanischen 
Kriegsgefangenen“ wurden ebenso verlesen wie eine Solidari- 
tätserklärung der kurdischen ERNK und der korsischen Gefan- 
genenhilfsorganisation ‚‚Patriottu‘‘ In einem in Herrera publik 
gemachten Communiqué des baskischen politischen Gefange- 
nenkollektivs denunzieren diese die „unglaublichen Lügenkon- 
strukte“ der letzten Wochen gegenüber ihnen selbst. Die Einheit 
des baskischen Gefangenenkollektivs stehe mehr denn je außer 
Frage, und in Anspielung an die Veröffentlichung von Gesprä- 
chen zweier Gefangener mit ihren Angehörigen schrieb das 
mehr als 500 Gefangene umfassende Kollektiv: „Wo ist die 
Spaltung im Kollektiv? Wieso lassen sie uns nicht reden? Wes- 
halb interviewen sie uns nicht?“ 

Die für die Organisation verantwortlich zeichnende Massen- 
organisation „‚Gestoras pro Amnistia‘‘ (Komitees für die Amne- 
stie) gab die TeilnehmerInnenzahl aufgrund der gemieteten 
Autocars mit mehr als 10000 an. Knapp 2000 weitere sind so 
lange in Kontrollen aufgehalten worden, daß sie gar nie in Her- 
rera ankamen. Etwa 350 Personen starteten außerdem aus dem 
französisch besetzten Baskenland in Richtung Paris, wo sie vor 


Angehörigen-Info 


17.1.1992 


mehreren französischen Knästen Kundgebungen abhielten. Die- 
ser „Marsch nach Paris‘ wurde mit einer Demonstration durch 
die Innenstadt von Paris abgeschlossen, an welcher sich etwa 
500 Personen beteiligten. 

EUSKADI KOORDINATION, 5. 1. 1992 


Anzeigen 


Interview mit Ward Churchill und Bob Robideau vom Ameri- 
can Indian Movement zu beziehen über: USA-AG, Infoladen, 
Werderstr. 8, 6200 Wiesbaden, Tel.: (06 11) 440664. Es kostet 
2.50 DM (Unkostenbeitrag und Spende für AIM) pro Exemplar 
plus Porto. 


Prozeßtermine 


Prozeß gegen Gerry Hanratty und Gerry McGeough 

Die nächsten Termine im Prozeß gegen die beiden irischen Ge- 
nossen vor dem OLG Düsseldorf in der Tannenstraße sind am 
27.35. EUR 6.27. 7.22,:92.,.34.2.; 202, 2.2: 28 23, 
jeweils um 9.15 Uhr. 

Die beiden würden sich freuen, mal wieder nette Gesichter im 
Prozeß zu sehen. Soweit wir wissen, waren in der letzten Zeit 
kaum noch Leute im Prozeß. 

Kurdenprozeß 
Der Kurdenprozeß in Düsseldorf am OLG in der Tannenstraße 
findet dienstags und mittwochs jeweils um 9.15 Uhr statt. 


Kurdenprozeß in Celle 

Der sog. zweite PKK-Prozeß gegen vier Kurdinnen und Kurden 
(zwei von ihnen sind seit September bzw. April 1990 unter Isola- 
tionshaftbedingungen im Knast) vor dem OLG Celle findet 
dienstags um 9.45 Uhr und mittwochs um 9.15 Uhr in der Kanz- 
leistr. 4 statt. 


Prozeß gegen Ralfund Knud 

Am 27.1. um 9 Uhr beginnt der Prozeß gegen Ralf Gauger und 
Knud Andresen vor dem Landgericht in Itzehoe. Weitere Pro- 
zeßtermine sind am 3. 2. und 10. 2. , auch jeweils um 9 Uhr. 


Termine 


Solidaritätsaktionen zu Ralfund Knud 

Lübeck. 21. 1., Veranstaltung. 

Rendsburg. 23. 1., Veranstaltung. 

Itzehoe. 26.1., 14 Uhr, Knastkundgebung. Treffen in Hamburg 
um 13 Uhr, Sternschanze. 
Hamburg. 1.2., Goldbekhaus, Veranstaltung und Disco. 


Mainz. 12.2.,: 19.30 Uhr, Mensa der Uni, Veranstaltung ,,Poli- 
tische und rassistische Justiz in den USA“ mit Video (30 Min.): 
„Interview mit Mumia Abu-Jamal“. Ab 19 Uhr Infotisch. 
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